
Das Büro des Grossen Rats des Kantons Thurgau
an den Grossen Rat

Frauenfeld, 19. Juni 2023

Botschaft zur Änderung der Geschäftsordnung des Grossen Rats des Kantons 
Thurgau vom 22. März 2000 und zum Beschluss des Grossen Rats über die Ent-
schädigungen seiner Mitglieder und der Fraktionen vom 27. Januar 2016

Das Büro des Grossen Rats unterbreitet Ihnen die Botschaft zur Teilrevision der Ge- 
schäftsordnung des Grossen Rats vom 22. März 2000 (GOGR; RB 171.1) und zum 
Beschluss des Grossen Rats über die Entschädigungen seiner Mitglieder und der 
Fraktionen (Entschädigungsbeschluss; RB 171.11).

1. Ausgangslage
1.1. Anlass zur Teilrevision

Das Büro hat am 8. November 2021 gestützt auf § 75 GOGR beschlossen, eine 
Fachkommission1, namens „Teilrevision GOGR 2024“, einzusetzen. Diese hatte den 
Auftrag, die seit 2016 angesammelten Vorschläge zur Anpassung der GOGR zu prü-
fen und dabei die Umsetzung der erheblich erklärten Motion zur Einführung einer 
Kommission Klima, Energie und Umwelt (20/MO 6/86), die Bestimmungen des Öf-
fentlichkeitsgesetzes (ÖffG; RB 170.6) und die voranschreitende Digitalisierung zu 
berücksichtigen. Die Motion „Angemessene Entschädigung für die oberste Behörde
im Kanton“ vom 26. Oktober 2022 (20/MO 39/397) wurde von der Fachkommission 
ebenfalls berücksichtigt. Weiter konnten im Rahmen der Teilrevision verschiedene 
zusätzliche inhaltliche und auch redaktionelle Anpassungen vorgenommen werden.

Bei den übrigen Reglementen und Richtlinien des Grossen Rats beziehungsweise 
des Büros wurden keine Gründe für eine Überarbeitung gefunden. Dies betrifft die 
Formeln für das Amtsgelübde, das Reglement des Grossen Rats über das Begnadi- 
gungsverfahren (RB 171.12), die Richtlinien des Büros zur Umsetzung von § 29 
Abs. 2 der Kantonsverfassung über die Unvereinbarkeit (RB 171.111) sowie die 
Richtlinien des Büros zur Ausstandspraxis für Mitglieder des Grossen Rats.

1 Präsident: Norbert Senn; Mitglieder: Brigitte Kaufmann, Barbara Dätwyler, Andreas Zuber,
Ueli Fisch, Beda Stählin, Konrad Brühwiler, Bruno Lüscher und Isabelle Vonlanthen.
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1.2. Parlamentarische Vorstösse

1.2.1. Motion gemäss § 75 der Geschäftsordnung des Grossen Rats „Bildung
einer ständigen Kommission Klima, Energie und Umwelt“

Die Motion (20/MO 6/86) verlangt, dass die Voraussetzungen geschaffen werden 
sollen, um eine neue ständige Kommission „Klima, Energie und Umwelt (KEU)“ zu 
bilden. Begründet wird die Motion damit, dass die Themen Klima, Energie und Um- 
welt zentrale, vorherrschende Themen der nächsten Jahre und Jahrzehnte sein wür-
den. Es sei wichtig, dass eine Konstanz und Kontinuität erreicht werde und diese 
Themen in der Agenda einer ständigen Kommission des Grossen Rats behandelt 
würden. Das Büro beantragte in der Beantwortung die Erheblicherklärung. Die Moti- 
on wurde am 4. Mai 2022 vom Grossen Rat mit 72:46 Stimmen für erheblich erklärt.

1.2.2. Motion gemäss § 75 der Geschäftsordnung des Grossen Rats „Ange-
messene Entschädigung für die oberste Behörde im Kanton“

Die Motion (20/MO 39/397) verlangt, dass die Entschädigungen der Mitglieder des 
Grossen Rats dahingehend erhöht werden, dass sie die Parlamentsarbeit allen Be- 
völkerungsschichten ermöglicht und zugänglich macht. Dadurch soll das Milizparla- 
ment gestärkt und die Aufwände sollen angemessen entschädigt werden. Das Büro
hat die Motion der Fachkommission „Teilrevision GOGR 2024“ überwiesen. Die Moti- 
on soll mit der Verabschiedung der Teilrevision der GOGR am Protokoll abgeschrie- 
ben werden, da sämtliche Forderungen der Motion aufgenommen wurden.

1.3. Ablauf der Teilrevision

Das Büro hat am 8. November 2021 gestützt auf § 75 GOGR beschlossen, die Fach- 
kommission „Teilrevision GOGR 2024“ einzusetzen. Der Bericht der Fachkommission
wurde den Mitgliedern des Grossen Rats am 5. Januar 2023 zugestellt. Das Büro
beschloss am 9. Januar 2023 den Entwurf vom 25. Januar bis 27. März 2023 den 
Fraktionen sowie dem Regierungsrat zur Vernehmlassung zu unterbreiten. Die Ver- 
nehmlassungsantworten wurden vom Büro in vier Lesungen beraten. Das Büro legt 
nun die dieser Botschaft angehängten Fassung der teilrevidierten GOGR sowie des 
teilrevidierten Entschädigungsbeschlusses für die Vorberatung in einer zu bildenden 
Spezialkommission vor. Die teilrevidierte Fassung der GOGR und des Entschädi-
gungsbeschlusses sollen am 22. Mai 2024 und damit mit Beginn der Legislatur 
2024–2028 in Kraft treten.

2. Vernehmlassungsverfahren

Im Rahmen der Vernehmlassung gingen insgesamt acht Stellungnahmen ein. Die 
Stossrichtung stiess im Grundsatz weitgehend auf Zustimmung. Nachfolgend werden 
die wichtigsten Eingaben aus den Vernehmlassungsantworten aufgeführt, welche 
durch das Büro nicht aufgenommen wurden.
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Es wurde angeregt, dass darüber nachgedacht werden sollte die Geschäftsordnung
des Grossen Rats in die Form eines Parlamentsgesetzes zu überführen. Ein Parla- 
mentsgesetz habe im Vergleich zu einer Geschäftsordnung diverse Vorteile. Es be- 
stünde die Möglichkeit, die Parlamentsdienste zu stärken und den Aufgabenbereich 
der Parlamentsdienste auszubauen. Dann könnten Aufgaben, wie Arbeitsunterstüt-
zung der Mitglieder des Grossen Rats angeboten werden, zum Beispiel Recherche- 
arbeiten und die Parlamentsdienste könnten als kollektives Gedächtnis des Grossen 
Rats fungieren. Zudem bestünde mit einem Parlamentsgesetz die Möglichkeit eine 
parlamentarische Untersuchungskommission einzusetzen.

In mehreren Vernehmlassungsantworten wurde eingebracht, dass das Kommissi- 
onssystem, wie es heute ist, grundlegender überdacht werden sollte. Es wurde vor- 
geschlagen, dass die Kommissionen in ständige Aufsichtskommissionen, ständige
Fachkommissionen und Spezialkommissionen aufgeteilt werden könnten. Die ständi-
gen Fachkommissionen sollten jedoch einer Sunset-Klausel unterliegen, da die Rele- 
vanz eines Themas und die damit verbundene Notwendigkeit einer ständigen Fach- 
kommission sich ändern kann. Zu den Kommissionen wurde in weiteren Vernehm- 
lassungsantworten vorgebracht, dass eine Stellvertreterregelung als sinnvoll erachtet 
werde. Jedoch wurde diese Thematik nicht weiter aufgegriffen, da die Motion vom
4. Mai 2022 „Stellvertretung im Grossen Rat“ am 25. April 2023 durch den Regie-
rungsrat beantwortet wurde und der Grosse Rat diese am 7. Juni 2023 mit 79:38
Stimmen bei 4 Enthaltungen für nicht erheblich erklärt hat.

3. Geschäftsordnung des Grossen Rats des Kantons Thurgau vom
22. März 2000 (GOGR)

3.1. Wichtigste Änderungen gegenüber dem Vernehmlassungsentwurf

Der vorliegende Entwurf der GOGR wurde gegenüber dem Vernehmlassungsverfah- 
ren aufgrund der Ergebnisse angepasst. Die nachfolgende Übersicht zeigt die we- 
sentlichen Anpassungen:

– Bild- und Tonaufnahmen der Ratsdebatten: Es wird die Grundlage für die Live-
Übertragung der Ratsdebatten geschaffen und das Staatsarchiv wird verpflich-
tet die Bild- und Tonaufnahmen des Grossen Rats dauerhaft zu archivieren.

– Durchführung von Wahlen und Abstimmungen: Mit der Einführung des elektro-
nischen Abstimmungssystems wurden die Modalitäten für die Durchführungen
von Wahlen und Abstimmungen angepasst.

– Einreichungszeitpunkt von Vorstössen: Die Einreichungszeitpunkte für die ver-
schiedenen Einreichungsformen wurden festgelegt.

– Elektronisch eingereichte Vorstösse: Diese müssen mit einer anerkannten
elektronischen Signatur versehen sein.

– Protokollführung: Protokolle werden in der Praxis nicht mehr von Ratsmitglie-
dern verfasst. Dies soll mit der vorgeschlagenen Anpassung auch formal Nie-
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derschlag finden, indem die Protokollführung der kantonalen Verwaltung zuge-
ordnet wird.

– Kommissionsprotokolle: Die Einsicht in Kommissionprotokolle und die Veröf-
fentlichung dieser wurde präzisiert. Diese richten sich nach dem Öffentlichkeits-
gesetz.

– Redaktionelle Änderungen in Bezug auf die geschlechtergerechte Sprache und
die Vereinheitlichung von Begriffen und Bezeichnungen in den meisten Para-
grafen.

3.2. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen
3.2.1. Allgemeine Bestimmungen

§ 5 Ordentliche Wahlen

Die Büromitglieder – mit Ausnahme des Präsidiums und des Vizepräsidiums – wer- 
den nicht mehr jährlich, sondern für die gesamte Legislaturperiode gewählt. Die Pra- 
xis hat gezeigt, dass sich die Büromitglieder längerfristig für dieses Amt zur Verfü-
gung stellen, was bezüglich der Erfahrung für die verschiedenen Abläufe von Vorteil 
und für den Ratsbetrieb effizienter ist.

§ 6 Ratsbüro

Neu soll das Büro durch Beisitzende ergänzt werden. Damit soll sichergestellt wer- 
den, dass alle Fraktionen im Büro vertreten sind. Es gibt keine Empfehlungen oder 
Einschränkungskriterien bezüglich der personellen Besetzung des Büros durch die 
Fraktionen. Die Fraktionen sollen frei entscheiden, wer delegiert wird. Die beisitzen- 
den Mitglieder des Büros sind vollwertige Mitglieder mit Stimm- und Antragsrecht. 
Der Zusatz „Beisitzende“ verdeutlicht die unterschiedlichen Aufgaben und Rollen der 
Büromitglieder. Dadurch kann eindeutig zwischen dem Präsidium, dem Vizepräsidi-
um, den Mitgliedern des Ratssekretariats, den Stimmenzählenden und den Beisit- 
zenden unterschieden werden.

Auf die Rolle und die Aufgaben der Stimmenzählenden kann auch künftig trotz des 
elektronischen Abstimmungssystems nicht verzichtet werden, da sie weiterhin bei 
geheimen Abstimmungen und Wahlen sowie bei einem Ausfall des Abstimmungssys-
tems zum Einsatz kommen.

Um den Ratsbetrieb auch bei „ausserordentlichen Ereignissen“ aufrecht erhalten zu 
können, wurde Abs. 4 in Anlehnung an § 44 der Kantonsverfassung (KV; RB 101) 
eingefügt. Dieser gibt dem Büro den Spielraum, adäquat auf solche Situationen rea- 
gieren zu können, ohne zuerst die gesetzlichen Voraussetzungen dafür schaffen zu 
müssen. Der neu geschaffene Abs. 5 regelt, dass die Notstandsmassnahmen durch 
den Grossen Rat zu genehmigen sind und die Dauer der Gültigkeit der erlassenen 
Regelungen auf ein Jahr beschränkt ist.
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§ 9a Beisitzende

Regelung des Aufgabenbereichs der Beisitzenden im Büro.

3.2.2. Sitzungen

§ 16a Elektronische Übertragung der Ratsdebatten

Neu wird die gesetzliche Grundlage für die elektronische Übertragung der Ratsdebat- 
ten geschaffen. Es werden Vorgaben zur Verfügbarkeit der Aufnahmen, zur Archivie- 
rung durch das Staatsarchiv, zur Art und Weise der Aufnahme sowie zum Antrag auf 
Löschung gemacht.

Die Dauer der Verfügbarkeit der Aufnahmen auf der Internetseite des Grossen Rats 
ist auf ein Jahr beschränkt. Anschliessend ist das Staatsarchiv neu verpflichtet die 
Aufnahmen dauerhaft zu archivieren, denn diese sind von bleibendem öffentlichem
Interesse. Das schriftliche Wortprotokoll bleibt auch künftig massgebend und wird wie 
bisher dem Staatsarchiv zur Archivierung übergeben.

Über Anträge auf Löschung der Aufnahmen entscheidet das Büro. Jedoch steht es 
allen Personen, welche durch die Aufnahmen in ihrer Persönlichkeit verletzt werden, 
zu, die Löschung auf dem Zivilweg gemäss Art. 28a ZGB durchzusetzen.

§ 17 Propagandamaterial, Kundgebungen

Die Herausforderungen und Fragestellungen im Zusammenhang mit der Sicherstel- 
lung des Ratsbetriebs während der Corona-Pandemie finden ebenfalls Niederschlag 
in der teilrevidierten GOGR. So wird – wie in der Marginalie neu erwähnt – auch das 
Erfordernis einer Bewilligung für Kundgebungen und ähnliche Aktionen im Umfeld 
der Grossratssitzungen aufgenommen.

Die Formulierung „im Sitzungsgebäude oder unmittelbar vor dessen Eingang“ wird 
bewusst beibehalten, um den Fokus klar auf den ungehinderten Zugang der Rats- 
mitglieder in die Rathäuser zu legen.

Der Abs. 2 des Vernehmlassungsentwurfs wird gestrichen. Eine besondere Bestim- 
mung, dass das Büro die Interessen des Grundstückseigentümers bei seinen Ent- 
scheidungen zu berücksichtigen hat, ist nicht erforderlich, da es die Pflicht des Büros
ist, diese zu berücksichtigen.

3.2.3. Verhandlungen
3.2.3.1. Allgemeines

§ 18 Präsenzerfassung

Mit dem elektronischen Abstimmungssystem kann die Präsenz digital festgestellt 
werden. Um die verschiedenen Möglichkeiten offenzuhalten, wird in Abs. 1 die neue
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Formulierung „Erfassung der Präsenz“ anstelle von „erfolgt der Namensaufruf“ ver-
wendet.

In Abs. 2 wird die Formulierung für verspätetes Erscheinen oder vorzeitiges Verlas-
sen der Sitzung redaktionell verdeutlicht.

§ 22 Eintreten, Rückweisung, Detailberatung

Mit der neuen Formulierung wird der Unterscheidung „obligatorisches Eintreten ver- 
sus fakultatives Eintreten“ Rechnung getragen. Zudem werden die Abläufe bezüglich
des Bestreitens und des Beschliessens des Eintretens stringenter formuliert.

§ 32 Durchführung der Wahlen und Abstimmungen
Mit der Ergänzung in Abs. 2 wird die gesetzliche Grundlage für das elektronische
Abstimmungssystem, das sich aktuell im Testbetrieb befindet, geschaffen.

Mit der Schaffung von Abs. 2bis wird die Stimmabgabe mittels dem „Erheben von 
den Sitzen“ im Falle eines Ausfalls des elektronischen Abstimmungssystems weiter- 
hin möglich bleiben. Bei Schlussabstimmungen, bei Beschlüssen von erheblicher 
Tragweite sowie auf Antrag von mindestens 30 Mitgliedern des Rats ist die Abstim- 
mung durch Namensaufruf durchzuführen, wenn das elektronische Abstimmungssys-
tem nicht funktionieren sollte. Das Präsidium entscheidet, welche Entscheide von 
erheblicher Tragweite sind.

Es wird die Grundlage für die Veröffentlichung der Abstimmungs- und Wahlprotokolle
geschaffen.

Entgegen diverser Vernehmlassungsantworten wird Abs. 5 beibehalten, um die 
Durchführung von Abstimmungen und Wahlen durch Namensaufruf, in den zuvor 
dargelegten Fällen, zu regeln.

§ 35 Protokoll

Das Protokoll der Sitzungen des Grossen Rats wird nicht mehr im Ratssaal aufge- 
legt, sondern auf der Internetseite des Grossen Rats aufgeschaltet. Es ist weiterhin 
möglich, Beanstandungen innerhalb einer Frist von fünf Tagen nach der elektroni- 
schen Publikation beim Präsidium anzubringen. Über die Berichtigung entscheidet 
das Büro abschliessend.

3.2.3.2. Persönliche Vorstösse

§ 41 Behördenreferendum

Organisatorische und redaktionelle Änderung von „Das Ergebnis ist auszuzählen.“ zu 
„Das Ergebnis ist zu ermitteln.“ im Hinblick auf die verschiedenen Möglichkeiten der 
Auszählung (elektronisches Abstimmungssystem oder durch Namensaufruf).
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§ 42a Datum der Einreichung

Mit den neuen Paragrafen 42a und 42b werden die verschiedenen Möglichkeiten der
Einreichung mit den entsprechenden Fristen rechtlich verankert.

§ 42b Form

Es soll möglich sein, persönliche Vorstösse weiterhin anlässlich der Sitzungen des 
Grossen Rats in Papierform mit Originalunterschrift einzureichen. Elektronisch einge- 
reichte Vorstösse setzen eine anerkannte elektronische Signatur voraus. Als aner- 
kannte elektronische Signatur gilt die qualifizierte Signatur, die auf einem qualifizier- 
ten Zertifikat einer anerkannten Anbieterin von Zertifizierungsdiensten gemäss dem 
Bundesgesetz über Zertifizierungsdienste im Bereich der elektronischen Signatur 
beruht. Die Formulierung der Regelung gilt analog zu § 4 Abs. 1 der Übermittlungs-
verordnung (RB 170.15) des Regierungsrats. Dadurch wird sichergestellt, dass Vor- 
stösse rechtssicher elektronisch eingereicht werden können. Für die Einreichung in 
Papierform per Post sind ebenfalls klare Vorgaben geschaffen worden. Bei allen drei 
Möglichkeiten sind die jeweils geltenden Fristen vorgegeben.

3.2.3.3. Persönliche Vorstösse

§ 47b Kantonsreferendum

Das konkrete Vorgehen für die Ergreifung des Kantonsreferendums (Art. 141 Abs. 1 
BV; SR 101; § 40 Abs. 1 KV) mit den entsprechenden Fristen ist bis jetzt in der 
GOGR nicht geregelt. Mit dem neu geschaffenen Paragrafen werden minimale Stan- 
dards (eidgenössischer Erlasstext, Beschlussesentwurf, kurze Begründung) einge- 
führt. Zudem muss ein entsprechender zeitlicher Vorlauf bis zum Ablauf der Referen- 
dumsfrist berücksichtigt werden.

§ 48 Leistungsmotion
Es wurde eine formale Anpassung der Begrifflichkeit vorgenommen.

§ 51 Einfache Anfrage

Die Beantwortung von Einfachen Anfragen wurde in den vergangenen Jahren für den 
Regierungsrat und die Ämter immer herausfordernder, da die Fragestellungen immer 
komplexer und quantitativ umfassender geworden sind. Der Aufwand für die Beant- 
wortung solcher Einfachen Anfragen kommt dem Aufwand für die Beantwortung einer 
Interpellation sehr nahe, die Beantwortung einer Einfachen Frage muss allerdings 
innert einer kürzeren Frist erfolgen (in der Regel innerhalb von zwei Monaten).

Mit einer klaren quantitativen Vorgabe („höchstens fünf Fragen ohne zusätzliche Teil- 
fragen“) soll die Einfache Anfrage ihre ursprüngliche Funktion beibehalten. Die Vor- 
gaben zur Ermittlung der Anzahl der Fragen werden analog der Vorgaben für die 
Fragestunde gehandhabt. Erfüllt eine Einfache Anfrage die formalen Vorgaben nicht, 
steht es den Parlamentsdiensten zu, diese zurückzuweisen.
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Im Vergleich zur Fassung der Fachkommission wurde die Einschränkung, dass Ein- 
fache Anfragen „bis spätestens zu Beginn der Sitzung“ einzureichen sind, gestrichen.
Eine solche Einschränkung würde es verunmöglichen eine Einfache Anfrage auf 
Grund der Diskussion im Rat zu verfassen und einzureichen. Wenn eine Einfache 
Anfrage allerdings unmittelbar vor Sitzungsende eingereicht wird, kann eine Aufnah- 
me in die Liste der Neueingänge der entsprechenden Ratssitzung nicht garantiert 
werden, da die Prüfung der formalen Vorgaben durch die Parlamentsdienste eine 
gewisse Zeit beansprucht.

3.2.3.4. Volksinitiativen, Petitionen und andere Eingaben

§ 54 Petitionen

Neu kann die Justizkommission bei Bedarf beim Regierungsrat eine Stellungnahme 
zur Petition einholen. Weiter erstattet sie dem Grossen Rat nach ihren Beratungen 
nur noch Bericht und es wird kein Antrag mehr gestellt.

§ 55 Andere Eingaben

Das Büro ist künftig nicht mehr verpflichtet dem Grossen Rat die eingereichten Akten
aufzulegen, wenn es zu einer Eingabe dem Grossen Rat einen Antrag stellen will.

3.2.3.5. Wahlen

§ 57a Annahme Wahl

Bis jetzt ist die Nichtannahme einer Wahl in der GOGR nicht geregelt. Mit der Auf- 
nahme dieses neuen Paragrafen sind die Eckdaten für das Vorgehen bezüglich einer 
Nichtannahme der Wahl festgelegt.

§ 58 Geheime Wahl

Aufgrund der Änderung des Gesetzes über den Finanzhaushalt des Staats (FHG; 
RB 611.1) wird die Leitung der Finanzkontrolle künftig durch den Grossen Rat ge- 
wählt, weshalb dies unter Ziff. 11 zu ergänzen ist. Die Wahl der Leiterin oder des Lei- 
ters der Finanzkontrolle findet im Januar vor der Eröffnungssitzung statt (§ 5 Abs. 2).

Aufgrund der Änderung des Gesetzes über die Zivil- und Strafrechtspflege (ZSRG; 
RB 271.1) kann der Grosse Rat, gemäss § 22 Abs. 3, auf Antrag des Obergerichts 
für maximal zwei Jahre eine ausserordentliche Berufsrichterin oder einen ausseror- 
dentlichen Berufsrichter an ein Bezirksgericht wählen. Diese Wahlbefugnis des Gros- 
sen Rats wurde als neue Ziff. 12 aufgenommen.

§ 59 Offene Wahl

Anpassung als Folge des geänderten § 6 (Beisitzende im Büro).
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3.2.4. Kommissionen

§ 60 Ständige Kommissionen

Zur Umsetzung der erheblich erklärten Motion „Bildung einer ständigen Kommission 
Klima, Energie und Umwelt“ (20/MO 6/86) wurde die Aufzählung der ständigen
Kommissionen entsprechend ergänzt.

§ 60a Spezialkommission

Um eine besser nachvollziehbare Aufgabenausrichtung für die Spezialkommissionen 
zu dokumentieren, ist der Zusatz „insbesondere von Gesetzesvorlagen“ eingefügt
worden.

§ 60c Protokollführung

Protokolle werden in der Praxis nicht mehr von Ratsmitgliedern verfasst. Dies soll mit 
der vorgeschlagenen Anpassung auch formal Niederschlag finden, indem die Proto- 
kollführung der kantonalen Verwaltung zugeordnet wird. Die bisherige Praxis, dass 
die Sitzungen der ständigen Fachkommissionen sowie der Spezialkommissionen 
durch das zuständige Departement protokolliert werden, wird beibehalten. Das 
Fachwissen sowie die Dossierkenntnisse sind zwingende Voraussetzungen, um ein 
Protokoll in angemessener Qualität zu verfassen.

§ 61 Vertretung der Fraktionen

Mit der ausführlicheren Umschreibung sollen die Vorgaben für die Bestellung der 
Kommissionen transparent und nachvollziehbar festgehalten werden. Der Verteil- 
schlüssel kann, wie bis anhin, bei den Parlamentsdiensten eingesehen werden.

§ 63 Justizkommission

Ein Anliegen aus der Justizkommission bezüglich der Möglichkeit zur Bildung von 
Subkommissionen ist mit der neuen Formulierung aufgenommen worden (analog zur 
Geschäftsprüfungs- und Finanzkommission in § 62 Abs. 3).

§ 64 Raumplanungskommission

Der Paragraf beinhaltet neu eine umfassendere Formulierung bezüglich der Aufga- 
ben und Zuständigkeiten der Raumplanungskommission als Fachkommission mit 
dem expliziten Verweis auf den kantonalen Richtplan.

§ 66a Kommission für Klima, Energie und Umwelt

Die Aufgaben und Zuständigkeiten der neu geschaffenen ständigen Kommission 
„Klima, Energie und Umwelt“ sind in diesem eingeschobenen Paragrafen verankert.
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§ 68 Kommissionssitzungen
Die Möglichkeit zur Einsicht in die Protokolle der vorberatenden Kommissionen für
die Ratsmitglieder ist neu explizit geregelt. Die Einsicht der Öffentlichkeit in Protokol- 
le der vorberatenden Kommissionen ist in § 11 Abs. 3 und 4 des Öffentlichkeitsge-
setzes (ÖffG; RB 170.6) geregelt. Für die Öffentlichkeit soll gelten, dass im Regelfall 
Protokolle öffentlich sind, sobald der Kommissionsbericht veröffentlicht wurde. An- 
sonsten müsste die Kommission einen anderen Veröffentlichungszeitpunkt bestim- 
men oder das Protokoll oder Teile davon als vertraulich erklären. Das Büro entschei- 
det in strittigen Fällen abschliessend.

3.2.5. Fraktionen

In diesem Kapitel wurden Änderungen in Bezug auf die geschlechtergerechte Spra-
che sowie die einheitliche Formulierung vorgenommen.

3.2.6. Entschädigungen

Das Kapitel Entschädigungen wurde weder durch die Fachkommission noch das Bü-
ro des Grossen Rats angepasst.

3.2.7. Schlussbestimmungen

§ 77 Aufhebung bisherigen Rechtes
Wird aufgehoben.

§ 78 Inkrafttreten
Wird aufgehoben. Das Inkrafttreten wird neu in der Ziff. IV geregelt. Die Änderungen
sollen auf den 22. Mai 2024 (Legislaturbeginn) in Kraft treten.
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4. Beschluss des Grossen Rats über die Entschädigung seiner Mitglieder
und der Fraktionen (RB 171.11)

4.1. Wichtigste Änderungen gegenüber dem Vernehmlassungsentwurf

Der vorliegende Gesetzesentwurf hat aufgrund der Vernehmlassung im Wesentli-
chen die folgenden Änderungen erfahren:

– Sitzungsgelder: Die Entschädigung für die Teilnahme an interkantonalen oder
internationalen Tagungen wird geregelt.

– Fraktionsentschädigung: Die pauschalen Beiträge an die Fraktionen werden
angehoben. Weiter werden neu die effektiven Mietkosten für die Sitzungsräume
von ordentlichen Fraktionssitzungen übernommen.

– Entschädigung für die Kommissionspräsidien: Die bisher nach Aufwand entrich-
teten Entschädigungen für die Kommissionspräsidien, beziehungsweise der sie 
vertretenden Personen, sind neu abschliessend und basierend auf pauschalen 
Ansätzen geregelt.

– Spesen: Die Spesen für die Teilnahme an internationalen Tagungen werden
neu übernommen.

– Redaktionelle Änderungen in Bezug auf die geschlechtergerechte Sprache und
die Vereinheitlichung von Begriffen und Bezeichnungen.

4.2. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

§ 1 Sitzungsgelder

Im Vergleich mit anderen Kantonen fällt die Abgeltung der Aufwände für die Gross- 
rats- und Kommissionssitzungen im Kanton Thurgau tiefer aus (vgl. Beilage: Über-
blick über die Entschädigungen in acht Kantonen). Am 26. Oktober 2022 ist zudem 
die Motion „Angemessene Entschädigung für die oberste Behörde im Kanton“
(20/MO 39/397) mit 60 Mitunterzeichnenden eingereicht worden.

Mit dem Sitzungsgeld wird nicht nur die Präsenz an der Grossratssitzung oder der 
Kommissionssitzung abgegolten, sondern auch die Aufwände für eine fundierte Vor- 
und Nachbearbeitung der Sitzungen und Geschäfte. Die letzte Anpassung der Sit- 
zungsgelder fand im Jahr 2008 statt. Die Teuerung soll mit der Anpassung ebenfalls 
ausgeglichen werden. Durch die Erhöhung der Sitzungsgelder wird eine adäquate
Entschädigung sichergestellt.

Die Teilnahme an interkantonalen und internationalen Tagungen durch Mitglieder 
des Grossen Rats stellen einen Mehrwert sowohl für die Fraktionen als auch den 
Grossen Rat dar. Die Entschädigungsmodalitäten waren bis anhin durch mehrere 
Bürobeschlüsse geregelt. Um Transparenz sowie eine abschliessende Regelung zu
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schaffen, wird der Ansatz für die Teilnahme an interkantonalen oder internationalen
Tagungen abschliessend geregelt.

Der Aufgabenbereich des Ratssekretariats hat sich in den letzten Jahren gewandelt. 
Dabei fielen unter anderem die Protokollführung sowie der Namensaufruf weg. Hinzu 
kam die Betreuung des elektronischen Abstimmungssystems in Zusammenarbeit mit 
den Parlamentsdiensten. Aufgrund des sich geänderten Aufgabenbereichs werden 
die Mitglieder des Ratssekretariats nur noch mit einem 50 Franken höheren Sit- 
zungsgeld entschädigt.

§ 2 Pauschale Aufwandentschädigungen

Das Vizepräsidium des Grossen Rats unterstützt das Präsidium während des gesam- 
ten Amtsjahres, besucht in Stellvertretung Anlässe, hält Ansprachen und muss jeder- 
zeit bereit sein, die präsidialen Aufgaben übernehmen zu können, was eine entspre- 
chende Vorbereitung bedingt. Um den Aufwand angemessen zu entschädigen, wird 
die pauschale Entschädigung pro Amtsjahr für das Vizepräsidium verdoppelt.

Die Fraktionen bilden das Rückgrat des Grossen Rats, denn der Grossteil der politi- 
schen Arbeit wird in den Fraktionen verrichtet. Die Anforderungen, die Komplexität
sowie der Aufwand sind in der Vergangenheit stets grösser geworden und diese gilt 
es angemessen zu entschädigen. Die pauschale Entschädigung pro Fraktion und pro 
Fraktionsmitglied wird im gleichen Masse erhöht, so dass sowohl die kleinen als auch 
die grossen Fraktionen proportional im gleichen Masse von den Erhöhungen profitie- 
ren.

Den Fraktionen werden zudem neu die effektiven Mietkosten für die Sitzungsräume
der ordentlichen Fraktionssitzungen erstattet. Damit wird sichergestellt, dass die 
pauschalen Entschädigungen möglichst für die politische Arbeit der Fraktionen ein- 
gesetzt werden können.

§ 3 Besondere Aufgaben

Der Umfang für die Abgeltung der Aufwände für Kommissionsbericht, Kommissions- 
vorbereitung und Vertretung des Geschäfts im Grossen Rat wurden bislang gemäss
Bürobeschluss geregelt. Einerseits ist die Regelung durch den Bürobeschluss wenig 
transparent, andererseits besteht mit der aktuellen Abgeltungsregelung viel Ermes- 
senspielraum über die Höhe der Entschädigungen. Neu werden die Entschädi-
gungsmodalitäten für die besonderen Aufgaben abschliessend aufgenommen. Die 
Höhe der Beträge richtet sich nach pauschalen Ansätzen.

Das Eintreten sowie die Detailberatung von Gesetzes- und Verordnungsvorlagen
wird mit 350 Franken abgegolten. Wenn das Eintreten sowie die erste Lesung an 
derselben Sitzung durchgeführt werden, erhält das Kommissionpräsidium eine Ent- 
schädigung von 350 Franken.

Für die Vorberatungen der Subkommissionen der Geschäftsprüfungs- und Finanz-
kommission erhalten die Subkommissionspräsidien einmalig pro Geschäftsbericht
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Thurgau oder Budget eine pauschale Aufwandentschädigung von 350 Franken. Da- 
mit wird dem Mehraufwand Rechnung getragen, welchen die Subkommissionspräsi-
dien bei der Vorbereitung haben.

Die Vertretung der Geschäftsprüfungs- und Finanzkommission erhält bei der Bera- 
tung des Budgets sowie des Geschäftsberichts Thurgau eine pauschale Entschädi-
gung von 350 Franken pro Sitzung.

Die Vertretung der Raumplanungskommission erhält bei Beratungen des Kantonalen 
Richtplans im Grossen Rat eine pauschale Entschädigung von 350 Franken pro Sit- 
zung.

Für die Vertretung aller anderen Geschäfte im Grossen Rat wird eine pauschale Ent- 
schädigung von 200 Franken pro Sitzung entrichtet. Davon ausgenommen ist die 
Gesetzgebungs- und Redaktionskommission, welche für die Vertretung des Ge- 
schäfts im Grossen Rat mit 100 Franken pro Sitzung entschädigt wird.

§ 4 Reisespesen und Verpflegung

In Anbetracht der beabsichtigten Erhöhung des Sitzungsgeldes wurde hier auf eine 
Abgeltung der Verpflegung verzichtet. Dem Kommissionspräsidium steht weiterhin 
die Kompetenz zu, eine Zwischenverpflegung auf Kosten des Kantons zu organisie- 
ren.

Die Reisekosten sowie Übernachtungsspesen bei Teilnahme an internationalen oder
interkantonalen Tagungen werden nach Einreichen der Belege übernommen.

4.3. Finanzielle Auswirkungen

Die Sitzungsgeldentschädigungen für die Teilnahme an Sitzungen des Grossen Rats 
beliefen sich im Jahr 2022 (ohne Reisepesen, die nach effektiven Auslagen entschä-
digt werden) auf rund 425'000 Franken. Die vom Büro vorgeschlagene Erhöhung der 
Sitzungsgelder um durchschnittlich einen Drittel der bisherigen Ansätze dürfte insge- 
samt zu einem Anstieg der ausbezahlten Sitzungsgelder um 145'000 Franken auf 
neu rund 570'000 Franken führen.

Die Fraktionsentschädigungen betrugen bisher jährlich 74'000 Franken (ohne Beiträ-
ge an Abstimmungen). Die vom Büro vorgeschlagene Erhöhung der Fraktionsent- 
schädigungen um ca. einen Viertel der bisherigen Beträge dürfte insgesamt zu einem 
Anstieg der ausbezahlten Beiträge an die Fraktionen um 27'000 Franken auf neu 
101'000 Franken führen.

Dass neu die Mietkosten für die ordentlichen Fraktionssitzungen, gemäss effektiver 
Auslagen, den Fraktionen vergütet werden, wird zu Kosten von ca. 21'000 Franken 
führen. Die Höhe der Kosten kann nur geschätzt werden, da diese auf Grund der ef- 
fektiven Auslagen vergütet werden. Für die Berechnung der in Zukunft anfallenden 
Kosten wird angenommen, dass 20 ordentliche Fraktionssitzungen von allen Fraktio-
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nen durchgeführt werden und sich die Mietkosten für alle Fraktionen pro Sitzung auf 
rund 150 Franken belaufen werden. Es ist anzunehmen, dass die effektiven Kosten 
geringer als die Schätzung ausfallen werden.

Präsidialentschädigungen wurden in der Vergangenheit gemäss § 3 Entschädi-
gungsbeschluss durch das Büro festgelegt und durch die Parlamentsdienste ausbe- 
zahlt. Mit der Verankerung der Beträge im Entschädigungsbeschluss wurden die Be- 
träge neu pauschal festgelegt. Somit ist eine nach Aufwand bemessene Entschädi-
gung nicht mehr möglich. Aufgrund dessen werden die Präsidialentschädigungen
moderat um rund 5'500 Franken auf 40'500 Franken steigen. Der Anstieg setzt sich 
aus rund 3'200 Franken für die Vertretung von Gesetzen und Verordnungen im 
Grossen Rat, rund 800 Franken für die Vorberatungen der Subkommission der Ge- 
schäftsprüfungs- und Finanzkommission der Geschäftsberichte und rund 1'500 Fran- 
ken in diversen Positionen zusammen.

Unter Einbezug aller Erhöhungen der Entschädigungen für die Aufwendungen wer-
den die Kosten schätzungsweise um 200'000 Franken ansteigen.

Von der Revision betroffene
Kostenarten

Durchschnittliche
jährliche Kosten
der Jahre 21/22

Erwartete jährliche Differenz
Kosten

Sitzungsgelder Fr. 425'000 Fr 570'000 Fr. 145'000

Fraktionsentschädigungen
(ohne die gleichbleibenden 
Beiträge an Abstimmungen)

Fr. 74'000 Fr. 101'000 Fr. 27'000

Mietkosten Fraktionssitzungen Fr. 0 Fr. 21'000 Fr. 21'000

Besondere Aufgaben Fr. 35'000 Fr. 40'500 Fr. 5'500

Pauschale Entschädigung
Vizepräsidium

Fr. 1'500 Fr. 3'000 Fr. 1'500

Total Fr. 535'500 Fr. 735'500 Fr. 200'000
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5. Antrag

Wir ersuchen Sie, sehr geehrte Damen und Herren, die Fassung des Büros zur 
Überarbeitung der GOGR und des Beschlusses des Grossen Rats über die Entschä- 
digungen seiner Mitglieder und der Fraktionen Ihrer Beratung zu unterziehen. Das 
Büro wird zur Vorberatung dieses Geschäfts wie üblich eine Spezialkommission bil- 
den und bestellen (§ 37 Abs. 1 GOGR).

Beilagen

- Änderung GOGR (RB 171.1), Entwurf Büro
- Synopse GOGR, Geltendes Recht – Entwurf Büro
- Änderung Entschädigungsbeschluss (RB 171.11), Entwurf Büro
- Synopse Entschädigungsbeschluss, Geltendes Recht – Entwurf Büro
- Überblick über die Entschädigungen in acht Kantonen
- Bisherige Entschädigungsmodalitäten für besondere Aufgaben (§ 3 GOGR)
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Umfrage Entschädigung von Mitgliedern kantonaler Parlamenten

Frage SH SG BL SO AR LU ZH AG TG vor Revision TG nach Revision
Wie hoch ist das Sitzungsgeld bei einer halbtägigen 
Kantonsratssitzung? Fr. 200

Bis 2 Stunden Fr. 200
Ab 2 Stunden Fr. 400 pro Stunde Fr. 50 Fr. 130 Fr. 150 Fr. 150 Bis 4 Stunden Fr. 231.20 Fr. 150 Fr. 150 Fr. 200

Wie hoch ist das Sitzuungsgeld bei einer 
ganztägigen Kantonsratssitzung? Fr. 400

Bis 2 Stunden Fr. 200
Ab 2 Stunden Fr. 400 pro Stunde Fr. 50 Fr. 200 Fr. 300 Fr. 300 Ab 4 Stnden Fr. 462.40 Fr. 300 Fr. 250 Fr. 400

Wie hoch bist das Sitzungsgeld bei einer 
Kommissionssitzung? Fr. 200

Bis 2 Stunden Fr. 200
Ab 2 Stunden Fr. 400

max. Fr.  600 / Tag pro Stunde Fr. 50
Bis 5 Stunden Fr. 130
Ab 5 Stunden Fr. 200

Bis 4 Stunden Fr. 150
Ab 4 Stunden Fr. 300

kuze Sitzungdauer Fr. 150
lange Sitzungdauer Fr. 300
Präsidium  Fr. 9'000 / Jahr 

Mitglied Fr. 231.20
Präsidium Fr. 462.40

Bis 3 Stunden Fr. 150
Ab 3 Stunden Fr. 300 Fr. 200 Fr. 200

Wie hoch ist das Sitzungsgeld bei einer 
Fraktionssitzung? Fr. 200

Bis 2 Stunden Fr. 200
Ab 2 Stunden Fr. 400

max. Fr.  600 / Tag

Kein Sitzungsgeld

Fraktionspräsidien Fr. 2000 / 
Jahr

Fraktion Fr. 15'000 / Jahr
Fraktionsmitglied Fr. 500 

Bis 5 Stunden Fr. 130
Ab 5 Stunden Fr. 200

Kein Sitzungsgeld

Fraktion Fr. 5'000 / Jahr

kurze Sitzunge Fr. 75
mittlere Sitzungsdauer Fr. 150

lange Sitzungsdauer Fr. 300

Präsidium Fr. 8'000 / Jahr
Fraktion Fr. 6'000 / Jahr

Fraktionsmitglied Fr. 1'000

Kein Sitzungsgeld

Pauschale Beiträge an 
Fraktionen Fr. 0 Fr. 150 Fr. 150

Wie hoc ist das Sitzungsgeld bei einer 
Bürositzung/Ratsleitungssitzung? Fr. 200

Bis 2 Stunden Fr. 200
Ab 2 Stunden Fr. 400

max. Fr.  600 / Tag pro Stunde Fr. 50
Bis 5 Stunden Fr. 130
Ab 5 Stunden Fr. 200

Bis 4 Stunden Fr.150
Ab 4 Stunden Fr. 300

kuze Sitzungdauer Fr. 150
lange Sitzungdauer Fr. 300
Präsidium  Fr. 9'000 / Jahr 

Mitglied:
Bis 4 Stunden Fr. 231.20
Ab 4 Stunden Fr. 462.40

Präsidium Fr. 462.40
Bis 3 Stunden Fr. 150
Ab 3 Stunden Fr. 300 Fr. 200 Fr. 200

Wie hoch ist die Jahrespauschale für das 
Ratspräsidium?

Fr. 2'000
(Fr.6'000 Wahlfeier) Fr. 30'000 Fr. 6'000 Fr. 10'000 Fr. 8'000 Fr. 12193 Fr. 42'040 Fr. 20'000 Fr. 12000 Fr. 12'000

Wie hoch ist die Jahrespauschale für das 
Ratsvizepräsidium? Fr. 0 Fr. 5'000 Fr. 0 Fr. 0 Fr. 1'000 Fr. 0

1. Vizepräsidium: 21'020 Fr.
2. Vizepräsidium: 10'510 Fr. Fr. 5'000 Fr. 1500 Fr. 3'000

Gibt es weitere Pauschalen/Fixbezüge für die 
Ratsmitglieder im Zusammenhang mit den 
Sitzungen? Mitglieder der GFK Fr. 1'000

Präsidien von ständigen 
Kommissionen Fr. 4'000

ÖV Fr. 800
Fr. 0.70 / km Fr. 0

Präsidium GPK Fr. 6'000
Mitglieder GPK Fr. 3'000
Präsidien von ständigen 
Kommissionen Fr. 1'000

Reisespesen Fr. 65 / km
(mind. Fr. 25. / Tag)

Fr. 12'612
Reisespesen Fr. 2'226 

Fr. 4'000
Verpflegungsspesen Fr. 30
Reisespesen Fr. 0.70 / km

gemäss separater Liste für 
Kommissionspräsidien

vergleiche § 3 Abs. 1

Je nach Anzahl 
Kommissionspräsidien Fr. 

1000

Gibt es weitere Pauschalen/Fixbezüge für die 
Ratsmitglieder im Zusammenhang mit ihrer 
allgemeinen Tätigkeit (z.B. Infrastrukturpauschale, 
Zurverfügungstellung Notebook u.ä.)? Fr. 0 Fr. 2'000 Fr. 4'400

Fr. 3'000
Auslagenersatz pro 

Sitzungshalbtag für Pflege 
bzw. Betreuung von 

Angehörigen/Kindern Fr. 100 

Entschädigung für die 
Betreuung von Kindern (bis 12. 

Altersjahr) pro 
pflegebedürftigen Angehörigen 

pro Sitzungshalbtag Fr.100
(max. Fr. 2'500 pro Jahr) Fr. 0 Fr. 8'505

Referentenentschädigungen;
pro Referat Fr. 80 Fr. 0 Fr. 0

Wie hoch fiel die durchschnittliche 
Jahresentschädigung für ein Kantonsratsmitglied im 
Jahr 2021 aus (Sietzungsgelder, alle 
Pauschalen/Fixbezüge, ohne Spesen)? Fr. 8'000 Fr. 15'740 (inkl. Spesen) Fr. 13'403 Fr. 8'504

kein Kommissionsmitglied Fr. 
2'100

Kommissionsmitglied Fr. 4'300 Fr. 12'996 Fr. 38'360 Fr. 10'310.30 Fr. 10'000 Fr. 13'000





Stand: 26. April 2023

Präsidialentschädigungen

§ 3 Absatz 1, Beschluss des Grossen Rates über die Entschädigung seiner Mitglieder und der Fraktionen

1. Berechnungsbasis

Grundlage: Beschluss des Grossen Rates über die Entschädigung seiner Mitglieder und der Fraktionen vom 27. Januar 2016

2. Ansätze

Vorbereitungen Vorbereitung einer Kommissionssitzung und Ämterbesuche GFK pro Sitzung/Ämterbesuch Fr. 150

Geschäftsberichte Geschäftsbericht der Dep. / Präsidium GFK Behandlung im Rat Fr. 350
Geschäftsbericht der Dep. / je Subkommission der GFK Behandlung im Rat Fr. 350
Geschäftsbericht PHTG / Präsidium Subkommission PHTG Behandlung im Rat Fr. 150
Geschäftsbericht GVTG / Präsidium Subkommission GVTG Behandlung im Rat Fr. 150
Geschäftsbericht TKB / Präsidium Subkommission TKB Behandlung im Rat Fr. 150
Geschäftsberichte Gerichte / Präsidium JK Behandlung im Rat Fr. 150

weitere Geschäfte Gesetz / Verordnung des Grossen Rates - Eintreten/1. Lesung (1/2 ohne Diskussion / 2-fache ausführliche Diskussion) Fr. 200

Gesetz / Verordnung des Grossen Rates - 2. Lesung (1/2 ohne Diskussion / 2-fache ausführliche Diskussion) Fr. 100

Vertretung in Grossen  Rat Gesetz / Verordnung des Grossen Rates - Red'-Lesung (Präsidium GRK) (2-fache mit Diskussion) Fr. 50
Beschlüsse des Grossen Rates Eintreten und Detailberatung Fr. 200
übrige Berichte, zum Beispiel Bildungsbericht etc. Eintreten und Detailberatung Fr. 200
Budgetberatung (Präsidium GFK) Eintreten Fr. 200
Budgetberatung (Präsidium GFK / Präsidien der GFK-Subkommissionen) Detailberatung Fr. 350
Kantonsbürgerrechtsgesuche (2-fache mit Diskussion/Einzelabstimmungen) Fr. 100
Petitionen Fr. 150
Protokollführung durch Ratsmitglied Fr. 200
Richtplan Fr. 300

Seite 1 Datum: 21.06.2023
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